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I. Vollstationärer Bereich 
 
1. Weiterentwicklung der rahmenvertraglich vereinbarten Mindest-Personalanhalts-
 zahlen 
 
Mit Datum vom 30. Juni 2009 hat die SPG die Landesverbände der Pflegekassen, das Land als 
überörtlichen Sozialhilfeträger sowie die Landkreise für die örtlichen Träger der Sozialhilfe zu 
Verhandlungen über eine Weiterentwicklung der gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI vereinbarten Mindest-
Personalanhaltszahlen in der Vollstationären Pflege aufgefordert. Anlass dieses Schrittes war die 
Feststellung, dass die in den vergangenen Jahren von den Stationären Altenhilfeeinrichtungen 
aufgrund bundes- sowie landesgesetzlicher Regelungen zu erfüllenden Anforderungen 
kontinuierlich gestiegen sind; demgegenüber blieben die mit Wirkung zum 01. Januar 2000 verein-
barten Mindest-Personalanhaltszahlen (bis auf geringfügige Anpassungen) unverändert. Die SPG 
hat gegenüber den Kostenträgern eine Verbesserung der Mindest-Personalanhaltszahlen um 
16,1% gefordert und ihre Forderung durch fundiertes Datenmaterial belegt. Konkret wurde zur 
Vorbereitung der Verhandlungen trägerübergreifend bei 1.853 Plätzen in 55 Wohnbereichen über 
einen Zeitraum vom einem Monat die pro Bewohner und Tag tatsächlich zur Verfügung stehende 
Zeit ermittelt; als Ergebnis wurde festgestellt, dass als Zeitbudget im Durchschnitt lediglich 83 
Minuten pro Tag und Bewohner verfügbar sind. In einer weiteren Untersuchung wurde 
zusammen mit den vier Altenpflegeschulen in ausgewählten Einrichtungen die Aufteilung dieses 
Zeitbudgets analysiert; das Ergebnis zeigte, dass lediglich ca. 70% der Zeit für Pflege und 
Betreuung sowie bewohnernahe hauswirtschaftliche Leistungen aufgewendet werden können; 
dem steht ein mit 14 – 16% vergleichsweise hoher Zeitaufwand für Dokumentationszwecke 
gegenüber.  
 
Seitens der Kostenträger wurde die von der SPG vorgetragene Argumentation unter inhaltlichen 
Gesichtspunkten in keiner Verhandlungsrunde in Frage gestellt; insbesondere die Sozialhilfeträger 
verwiesen jedoch stets auf die hohen finanziellen Mehrbelastungen, die mit einer Verbesserung 
der Personalanhaltszahlen in dem von der SPG geforderten Ausmaß verbunden sein werden. Zum 
Ende des Jahres 2009 lag noch immer kein konkretes Angebot der Kostenträger für eine 
Personalschlüsselverbesserung vor; sowohl die Kostenträger als auch die politisch 
Verantwortlichen bestätigten jedoch die grundsätzliche Notwendigkeit einer Personalschlüssel-
erhöhung. 
 
 
2. Anpassung des Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI sowie der Rahmen-
 vereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI an die Regelungen des PflWG 
 
Mit dem Inkrafttreten des PflWG zum 01. Juli 2008 entstand auch die Notwendigkeit, den auf 
Landesebene abgeschlossenen Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI sowie die Rahmenverein-
barung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI an die geänderten bundesgesetzlichen Regelungen 
anzupassen. Die bereits im Jahr 2008 eingeleiteten „Klausurtagungen“ mit den Kostenträgern 
zur Umsetzung des PflWG auf Landesebene wurden im Jahr 2009 fortgesetzt; Mitte des Jahres 
2009 konnte die redaktionelle Überarbeitung der Vertragswerke weitestgehend abgeschlossen 
werden. 
 
Inhaltlicher Dissens besteht jedoch hinsichtlich der von der SPG geforderten Anpassung der im 
bisherigen saarländischen Rahmenvertrag vereinbarten Abwesenheitsregelung an die bundes-
gesetzliche Regelung mit einer Weiterzahlung der Entgelte während der ersten drei Tage der 
Abwesenheit in voller Höhe: Während die SPG die Notwendigkeit einer Übernahme der 
bundesgesetzlichen Regelung auf Landesebene sieht, besteht aus Sicht der Kostenträger in dieser 
Frage kein Änderungsbedarf. Auch nach mehreren Verhandlungsrunden konnte in dieser Frage 
kein Konsens erzielt werden. 
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3. Projekt „Internetbasierte Freiwillige Qualitätsberichterstattung (FQB)“ 
 
Das von der SPG initiierte Projekt „Internetbasierte Freiwillige Qualitätsberichterstattung (FQB)“, 
welches am 18. Juli 2008 den Einrichtungen und Trägern vorgestellt wurde, konnte im Laufe des 
Jahres 2009 kontinuierlich weiterentwickelt werden. Neben einer Verbesserung der Darstellung 
der FQB auf der Internetseite kann als weiterer Erfolg verzeichnet werden, dass Ende des Jahres 
2009 rund 80 Einrichtungen ihren FQB veröffentlicht haben.  
 
 
4. Projekt Pflegequalitätssiegel „Das Saarländische Plus“ 
 
Bereits im Jahr 2008 hat Minister VIGENER die Entscheidung getroffen, die von Ministerin 
GÖRNER initiierte Idee eines Saarländischen Qualitätssiegels „Das Saarländische Plus“ wieder 
aufzugreifen und zum Abschluss zu bringen. Ziel des Saarländischen Qualitätssiegels sollte es 
sein, diejenigen Stationären Altenhilfeeinrichtungen, die in ihrem Leistungsangebot über die 
gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen und dabei insbesondere zusätzliche Angebote 
im Bereich der Lebensqualität der Heimbewohner schaffen, mit dem Qualitätssiegel „Das 
Saarländische Plus“ auszuzeichnen. 
 
Um einen finanziellen Anreiz zum Erwerb des Qualitätssiegels zu schaffen, sagte das Land zu, die 
Zertifizierung bis zu einem Betrag von maximal 4.000 € pro Einrichtung zu fördern; bereits im 
Dezember 2008 hat das Land zu diesem Zweck der SPG einen Betrag von 80.000 € zur 
Verfügung gestellt, welcher von der SPG treuhänderisch verwaltet wurde. Entgegen der 
ursprünglichen Planung der SPG, eigene Kriterien für die Vergabe der Fördermittel zu definieren, 
behielt sich das Ministerium im Jahr 2009 jedoch vor, selbst die Entscheidung darüber zu treffen, 
welchen Einrichtungen das Qualitätssiegel verliehen und die Fördermittel ausgezahlt werden.  
 
Zum Ende des Jahres 2009 war die Prüfung der vorliegenden Antragsunterlagen durch das 
Ministerium weitgehend abgeschlossen; die Verleihung des Qualitätssiegels wurde für Anfang 
2010 angekündigt. 
 
 
5. Umsetzung des § 87b SGB XI auf Landesebene  
 
Die mit Wirkung zum 01. Oktober 2008 zwischen SPG und Pflegekassen abgeschlossene 
Rahmenvereinbarung gemäß § 87b SGB XI über die Vergütungszuschläge für die zusätzliche 
Betreuung von Bewohnern mit eingeschränkter Alltagskompetenz wurde im Laufe des Jahres 2009 
mit Leben gefüllt. Auch wenn in einer Vielzahl von Detailfragen der praktischen Umsetzung noch 
Klärungsbedarf mit den Pflegekassen bestand, so hat sich dennoch gezeigt, dass mit der 
Umsetzung der Rahmenvereinbarung gemäß § 87b SGG XI ein spürbarer Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensqualität der stationär versorgten Bewohner mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz erreicht werden konnte. 
 
Vor dem Hintergrund dieser positiven Erfahrungen haben sich SPG und Pflegekassen darauf 
verständigt, die zunächst bis Ende 2009 befristete Rahmenvereinbarung über den 31. Dezember 
2009 hinaus zu verlängern.  
 
 
6. Pflegesatzverfahren des Jahres 2010 
 
Wie bereits in den Vorjahren so haben sich SPG und Kostenträger auch für den Pflegesatz-
zeitraum 2010 auf das verwaltungsökonomisch effiziente Verfahren der „Gebündelten Einzelver-
handlungen“ verständigt: Konkret konnte zwischen SPG und Kostenträgern Einvernehmen 
darüber erzielt werden, dass denjenigen Stationären Altenhilfeeinrichtungen, welche eine 
Erhöhung der Entgelte für Pflege und Betreuung sowie Unterkunft und Verpflegung um maximal 
1,0% fordern, eine entsprechende Vereinbarung ohne weitere Einzelverhandlungen durch die 



 5

Kostenträger angeboten wird. Die Möglichkeit der Vertragspartner, „echte“ Einzelverhandlungen zu 
führen, blieb hiervon unberührt. 
 
Wie bereits in den vergangenen Jahren so haben sich auch für den Pflegesatzzeitraum 2010 ca. 
90% der Stationären Altenhilfeeinrichtungen an diesem Verfahren beteiligt. 
 
 
 
II. Ambulanter Bereich 
 
1. Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V 
 
Bereits mit Datum vom 18. November 2008 hat die SPG die Krankenkassen zu Verhandlungen 
über die Gebühren für die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V 
aufgefordert und neben einer Erhöhung der Gebühren im Umfang der Grundlohnsummensteige-
rung auch einen Wegfall der vereinbarten Ausschlusstatbestände („... nicht abrechenbar neben ...), 
eine überproportionale Erhöhung der Wegepauschale sowie einen Auslagenersatz für die 
Zusendung von Unterlagen an die Krankenkassen gefordert. Da die Verhandlungskommission der 
Krankenkassen bereits im Jahr 2008 über kein Mandat verfügte, ein über die Grundlohnsummen-
steigerung hinausgehendes Angebot vorzulegen, fanden im Laufe des Jahres 2009 Gespräche 
zwischen SPG und Krankenkassen über die Zukunft der Häuslichen Krankenpflege auf 
Vorstandsebene statt.  
 
Auch zum Zeitpunkt der Fortsetzung der Verhandlungen im Oktober 2009 verfügten die Vertreter 
der Krankenkassen noch immer über kein Verhandlungsmandat, welches über eine Erhöhung der 
Gebühren im Ausmaß der Grundlohnsummensteigerung hinausging. Vor dem Hintergrund dieses 
Sachstandes wurde seitens der SPG beschlossen, die Schiedsperson gemäß § 132a SGB V 
anzurufen, sofern die Krankenkassen kein weitergehendes Angebot vorlegen werden. Die 
Vizepräsidentin des OVG, Frau Barbara BECKMANN-ROH, hat ihre grundsätzliche Bereitschaft 
erklärt, für die Funktion der unabhängigen Schiedsperson zur Verfügung zu stehen. 
 
 
2. Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
Die  Situation im Bereich der  Gebühren für die Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 
SGB XI stellt sich nach wie vor außerordentlich heterogen dar: Obergrenze der Gebühren bildet 
noch immer die mit Wirkung zum 01. September 1995 abgeschlossene Punktwertvereinbarung 
von 3,528 Cent (6,9 Pfennige); vor dem Hintergrund der Tatsache, dass eine nicht unerhebliche 
Zahl privat-gewerblicher Ambulanter Dienste in den Folgejahren einen deutlich niedrigeren 
Punktwert vereinbart hat, lässt der daraus resultierende Preiswettbewerb aus Sicht der 
Ambulanten Dienste wenig Spielraum für Punktwertverhandlungen.  
 
Nach wie vor fehlt eine abgestimmte, einheitliche Strategie, mit welcher die SPG in Verhand-
lungen mit den Pflegekassen über eine Anpassung der Gebühren eintreten kann. 
 
 
3. Umsetzung des Anspruchs auf Spezialisierte Ambulante Palliativversorgung (SAPV) 
 
Im Dezember 2009 wurde seitens der Krankenkassen mit vier SAPV-Teams ein Vertrag zur 
Umsetzung der SAPV im Saarland abgeschlossen. Die SAPV-Teams haben angekündigt, mit den 
von der SPG vertretenen Ambulanten Pflegediensten sowie Stationären Altenhilfeeinrichtungen 
zwecks Abschluss von Kooperationsverträgen Kontakt aufzunehmen. Die SPG wird die 
Erfahrungen mit der Kooperation zwischen den Einrichtungen der Altenhilfe und den SAPV-Teams 
aufmerksam beobachten und gegebenenfalls bestehenden Handlungsbedarf konkretisieren. 
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III. Bereich der Kurzzeit- und Teilstationären Pflege 
 
Mit dem Inkrafttreten des PflWG zum 01. Juli 2008 wurden die von der SPG in der Vergangenheit 
vertretenen Vorschläge zur Erleichterung der Inanspruchnahme der Tagespflege weitgehend in die 
Praxis umgesetzt. 
 
Nach wie vor unbefriedigend geregelt ist der Bereich der Pflegeüberleitung im Anschluss an 
einen Krankenhausaufenthalt. Die vom Ausschuss „Teilstationäre Pflege“ angeregte Initiative, mit 
allen Beteiligten Möglichkeiten und Grenzen einer Professionalisierung der Kurzzeitpflege unter 
besonderer Berücksichtigung des rehabilitativen Ansatzes der Kurzzeitpflege zu erörtern, stieß 
seitens der Pflegekassen auf keinerlei Interesse.  
 
 
 
IV. Übergreifender Bereich 
 
1. Begleitung des laufenden Gesetzgebungsverfahrens auf Landesebene 
 
Im Jahr 2009 legte das Ministerium den Entwurf eines Landespflegegesetzes vor, welcher die 
Grundlage für die Weiterentwicklung der pflegerischen Infrastruktur sowohl im Stationären als auch 
im Ambulanten Bereich bilden soll. Die SPG hat in Abstimmung mit der LIGA der Freien 
Wohlfahrtspflege hierzu Stellung bezogen und am Anhörungsverfahren teilgenommen. 
Insbesondere hat die SPG ihre Bedenken gegen die im Landespflegegesetz vorgesehene 
Verschärfung der baulichen Anforderungen an bestehende Einrichtungen ohne angemessene 
Übergangsfristen vorgetragen. 
 
Mit dem Inkrafttreten des saarländischen Heimgesetzes stand im Jahr 2009 der Erlass der 
entsprechenden Rechtsverordnungen an. Bedingt durch die lange Phase der Regierungsneu-
bildung verzögerte sich das Verfahren jedoch in erheblichem Maße. Das Ministerium hat der SPG 
im Laufe des Jahres die Eckpunkte der Rechtsverordnungen vorgestellt; nach ausführlicher 
Analyse hat die SPG gegenüber dem Ministerium ihre Bedenken sowie Anregungen vorgetragen.  
 
 
2. Verbesserung der zahnärztlichen Versorgung pflegebedürftiger Menschen 
 
Im Jahr 2009 startete die Zahnärztekammer des Saarlandes das Projekt „Verbesserung der 
zahnärztlichen Versorgung pflegebedürftiger Menschen“. Konkret werden Schulungen von 
Mitarbeiter/innen der Stationären sowie Ambulanten Pflegeeinrichtungen hinsichtlich der 
zahnärztlichen Versorgung alter Menschen angeboten. Die SPG hat als Projektpartner die Initiative 
unterstützt; die Schulungen werden auch im Jahr 2010 fortgesetzt. 
 
 
3. Altenpflegeausbildung 
 
Wie in den vergangenen Jahren so konnte auch im Jahr 2009 das quantitativ hohe Niveau an 
Ausbildungsplätzen in der Altenpflege gehalten werden. Ungeachtet dieser Ausbildungs-
anstrengungen der Betriebe machte sich im Jahr 2009 jedoch ein deutlicher Mangel an 
Pflegefachkräften bemerkbar, welcher nach Überzeugung der SPG nur in einer gemeinsamen 
Anstrengung aller Beteiligter behoben werden kann.  
 
Als ein Baustein zur Verbesserung des Informationsstandes der Bevölkerung und somit auch des 
Images der Altenpflegeberufe in der Öffentlichkeit führte die SPG in der Zeit vom 23. – 27. 
November 2009 eine „Woche der Altenpflegeausbildung“ mit jeweils einem Tag der offenen Tür 
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bei den Altenpflegeschulen durch; den Abschluss bildete eine Fachtagung am 28. November 2009, 
zu welcher auch Ministerin KRAMP-KARRENBAUER gewonnen werden konnte.  
 
Trotz der hohen Zahl an Ausbildungsplätzen konnte jedoch auch festgestellt werden, dass sowohl 
bei den Stationären Altenhilfeeinrichtungen als auch in noch größerem Umfang bei den 
Ambulanten Diensten ein erhebliches ungenutztes Potential an Ausbildungsplätzen besteht. 
Als Folge der finanziellen Mehrbelastungen, welche mit der Ausbildung verbunden sind, üben 
insbesondere die Ambulanten Pflegedienste deutliche Zurückhaltung bei der Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen. Vor dem Hintergrund dieses Sachstandes hat die SPG auf der Grundlage 
eines einstimmigen Vorstandsbeschlusses gegenüber dem Ministerium angeregt, vom bisherigen 
System der einrichtungsbezogenen Refinanzierung der Kosten der Ausbildungsvergütung auf ein 
System der Umlagefinanzierung umzusteigen.  
 
 
4. Projekt „Zahlen, Daten, Fakten“ 
 
Ende des Jahres 2009 traf der Vorstand der SPG den Beschluss, bei der Geschäftsstelle der SPG 
eine Datenbank aufzubauen, in welcher alle für die pflegerische Infrastruktur relevanten Zahlen, 
Daten und Fakten erfasst, aufbereitet und ausgewertet werden. Hintergrund dieser Initiative war 
die Tatsache, dass im Saarland keine aktuelle Datenbasis mit belastbarem Datenmaterial existiert. 
Die vom Statistischen Landesamt veröffentlichten Daten sind zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung 
mindestens zwei Jahre alt und insofern für die politische Diskussion nur eingeschränkt verwertbar. 
Eine kleine AG wurde beauftragt, die Konzeption für eine „Pflegedatenbank“ zu erstellen. 
 
 
5. Beteiligung der SPG am SZ-Lesertelefon 
 
Auch im Jahr 2009 beteiligte sich die SPG an dem zu Beginn des Jahres 2005 von der SZ 
eingerichteten „Lesertelefon“. Zusammen mit weiteren Organisationen und Institutionen werden im 
Rahmen dieses Projektes Leserfragen mit Bezug zu Verbraucherschutzthemen beantwortet. 
Durch die Beteiligung am Lesertelefon wird die SPG zwischenzeitlich in der Öffentlichkeit als eine 
Institution wahrgenommen, welche sich den Interessen und Problemen der Bevölkerung im 
Zusammenhang mit den Themen „Pflege und Pflegeversicherung“ annimmt. 
 
 
 
Saarbrücken, den 25. Mai 2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorstand                               Die Geschäftsführung 


